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1. Öffentliche Auflage 

Mit Schreiben vom 15. Oktober 2025 legte das AWEL den Gemeinden Dürnten und Rüti 
sowie den kantonalen Fachstellen den Entwurf für die Festlegung des Gewässerraums am 
kantonalen Gewässer Jona im Siedlungsgebiet der Gemeinden Dürnten und Rüti zur Stel-
lungnahme vor (§ 17 WsV, LS 724.11). Anschliessend überarbeitete das AWEL den Ent-
wurf aufgrund der Stellungnahmen. Die Gemeinden Dürnten und Rüti legten den überarbei-
teten Entwurf der Gewässerraumfestlegung anschliessend gemäss § 18 WsV vom 
27. März 2026 bis zum 26. Mai 2026 während 60 Tagen öffentlich auf. Das AWEL und die 
beiden Gemeinden machten die Planauflage öffentlich bekannt. Über den Beginn der öf-
fentlichen Auflage informierte das AWEL die von der Festlegung betroffenen Grundeigentü-
mer schriftlich, soweit dies ohne übermässigen Aufwand möglich war (§ 18 Abs. 2 und 5 
WsV). Innert dieser Frist konnte jede Person Einwendungen gegen den Gewässerraument-
wurf erheben (§ 18 Abs. 4 WsV).  

Innert der Auflagefrist sind fünf Einwendungen (mit insgesamt drei Anträgen) und zwei Stel-
lungnahmen (ohne konkrete Anträge) eingegangen. Der vorliegende Einwendungsbericht 
gibt Auskunft über den Umgang mit den Anträgen. Gleich- oder ähnlich lautende Anträge 
aus verschiedenen Einwendungen werden nachfolgend zusammengefasst. 

2. Einwendungen und Entscheid 

Vorwort: 

• Die flächendeckende Festlegung des Gewässerraums im Siedlungsgebiet im soge-
nannten vereinfachten Verfahren ist eine übergeordnete planerische Festlegung. Sie 
dient der langfristigen Sicherung der Gewässerinteressen auf der Grundlage der gege-
benen Hochwassersituation und bekannter Planungen und Bauvorhaben zum Zeit-
punkt der Festlegung. Sofern zu einem späteren Zeitpunkt, nach einer Gewässerraum-
festlegung im vereinfachten Verfahren, neue Erkenntnisse vorliegen (z.B. Wasserbau-
projekt) oder sich die Verhältnisse im Umfeld des Gewässers erheblich geändert ha-
ben, kann der Gewässerraum revidiert (angepasst) werden (§ 27 WsV). 

• Grundstücke, Bauten und Anlagen, die im Gewässerraum liegen, verbleiben im Eigen-
tum ihrer bisherigen Inhaberinnen und Inhaber. Durch die Gewässerraumfestlegung 
kommt es daher nicht zu einer formellen Enteignung. Es gelten jedoch einige öffent-
lich-rechtliche Eigentumsbeschränkungen. 

• Bereits bestehende, rechtmässig erstellte und bestimmungsgemäss nutzbare Bauten 
und Anlagen, die innerhalb des Gewässerraums zu liegen kommen, werden nicht bau-
rechtswidrig und müssen nicht abgebrochen werden. Sie sind in ihrem Bestand grund-
sätzlich geschützt und dürfen weiterhin genutzt und unterhalten werden. Sie geniessen 
in der Bauzone darüber hinaus eine erweiterte Bestandesgarantie (§ 357 Planungs- 
und Baugesetz [PBG, LS 700.1] in Verbindung mit § 20 Wassergesetz [WsG, 
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LS 724.1]). Damit bleiben gewisse Um- und Ausbauten/Erweiterungen sowie Nut-
zungsänderungen möglich. Vorbehalten bleiben anders lautende baurechtliche Be-
stimmungen. 

• Im Grundsatz ist keine weitere Beanspruchung des Gewässerraums durch ober- und 
unterirdische Bauten und Anlagen unter dem Titel der Bestandesgarantie möglich. Für 
Erweiterungen, Ersatzbauten und Neuanlagen im Gewässerraum ist eine Einzelfallbe-
urteilung nötig. Sie sind grundsätzlich nur bewilligungsfähig, wenn sie nachweislich im 
öffentlichen Interesse liegen und standortgebunden sind. Für die Erweiterung, den Er-
satz oder die Neuanlage von nicht standortgebundenen und/oder nicht im öffentlichen 
Interesse liegenden Bauten und Anlagen in dicht überbauten Gebieten ist auch nach 
der Festlegung des Gewässerraums eine Ausnahmebewilligung möglich, falls die Bau-
ten und Anlagen zonenkonform sind und keine überwiegenden (Gewässerschutz-) In-
teressen (insbesondere Hochwasserschutz) entgegenstehen. Die Prüfung und Ertei-
lung einer Baubewilligung (bzw. evtl. Ausnahmebewilligung) erfolgt in einem separaten 
Verfahren auf Basis eines konkreten Baubewilligungsgesuchs hin und ist somit nicht 
Bestandteil der vorliegenden Gewässerraumfestlegung. 

• Die an die bauliche Ausnützung von Grundstücken anrechenbare Fläche wird durch 
den Gewässerraum nicht geändert (§ 25 WsV). 

• Nutzungseinschränkungen entlang der Gewässer haben schon vor der Einführung des 
Gewässerraums bestanden: Bauten und Anlagen mussten gemäss dem ehemaligem 
kantonalen Wasserwirtschaftsgesetz (WWG, aufgehoben per 1. Juni 2026) einen Ab-
stand von mindestens fünf Metern zum Gewässer einhalten (§ 21 WWG). Bis zur 
rechtskräftigen Festlegung des Gewässerraums gelten sodann die Übergangsbestim-
mungen der Änderung vom 4. Mai 2011: der übergangsrechtliche, beidseitige Ufer-
streifen beträgt 8 m plus je die aktuelle Sohlenbreite des Gewässers und ist i.d.R. brei-
ter als der Gewässerraum. 

• Auch die Bau- und Zonenordnung der jeweiligen Gemeinde enthält bauliche Abstands-
vorschriften (bspw. Grundabstand in den Bauzonen, Strassenabstände etc.). 

• Wird durch den Gewässerraum die Nutzung des Grundstücks in schwerwiegender 
Weise eingeschränkt (wenn das Grundstück z.B. unüberbaubar wird), kann dies einer 
materiellen Enteignung gleichkommen. Liegt eine materielle Enteignung vor, besteht 
Anspruch auf eine Entschädigung durch den Kanton. Über die materielle Enteignung 
und die damit verbundene Entschädigung ist nicht im Verfahren zur Gewässerraum-
festlegung zu entscheiden, sondern in einem separaten Verfahren (vgl. dazu § 183bis 
Abs. 1 des Einführungsgesetzes zum Schweizerischen Zivilgesetzbuch [EG ZGB; 
LS 230]). Der Betroffene kann seine Ansprüche innert zehn Jahren seit dem Inkrafttre-
ten der Eigentumsbeschränkung beim Kanton geltend machen (§ 183ter Abs. 1 EG 
ZGB). 
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Antrag 1: betreffend die Gewässerraumabschnitte Jona-05 und Jona-06 bzw. das 
Grundstück Kat. Nr. 2579 in Dürnten (Einwendung vom 19. Mai 2026) 

Das bebaute Grundstück Kat. Nr. 2579 Dürnten liege in der Industriezone (Bauzone) und 
unmittelbar neben der Jona, so dass es vollständig in den Gewässerraum (Abschnitte 5 
und 6 der Jona) falle und den entsprechenden Nutzungseinschränkungen unterliege. Dies 
habe zur Folge, dass eine wirtschaftlich sinnvolle Nutzung faktisch ausgeschlossen werde. 
Zudem verunmögliche der Gewässerraum grundsätzlich jegliche Bautätigkeiten für den 
Grundstückeigentümer. 

Die ausführliche Einwendung wird mit der Verletzung von Art. 41a Abs. 4 GSchV, fehlender 
Alternativenprüfung zum Hochwasserschutz, fehlendem ökologischen Zusatznutzen 
(Zweckverfehlung), mangelhafter Interessenabwägung und materieller Enteignung begrün-
det und wie folgt zusammengefasst: 

• Die Gewässerraumfestlegung im Bereich der Parzelle Kat.-Nr. 2579 Dürnten sei insge-
samt mangelhaft. Der technische Bericht stütze sich im Wesentlichen auf eine sche-
matische Herleitung der Gewässerraumbreite. Insbesondere fehle eine konkrete Be-
gründung, weshalb vorliegend im dicht überbauten Gebiet keine wesentliche (weiter-
gehende) Reduktion gemäss Art. 41a Abs. 4 GSchV erfolgt sei. 

• Zudem sei keine ernsthafte Alternativenprüfung vorgenommen worden. Der technische 
Bericht beschränke sich auf eine Beschreibung der Gefährdung, ohne technische 
Schutzmassnahmen sowie deren Wirksamkeit im Vergleich zur Gewässerraumlösung 
oder deren Kosten-Nutzen-Verhältnis zu prüfen. Damit fehle eine wesentliche Grund-
lage für die Beurteilung der Erforderlichkeit im Sinne von Art. 5 Abs. 2 der Bundesver-
fassung (BV, SR 101) und der Verhältnismässigkeit nach Art. 36 Abs. 3 BV. 

• Weiter sei die Interessenabwägung unvollständig. Die konkreten Auswirkungen auf die 
Parzelle Kat.-Nr. 2579 – insbesondere Nutzungseinschränkungen, bestehende bauli-
che Rechte und wirtschaftliche Folgen – seien nicht angemessen berücksichtigt wor-
den, wodurch Art. 3 der Raumplanungsverordnung (SR 700.1) verletzt sei. Auch ein 
realisierbarer ökologischer Mehrwert sei nicht nachvollziehbar aufgezeigt, weshalb der 
Eingriff zweckwidrig erscheine. 

• Die Interessenabwägung berücksichtige nicht nur private, sondern auch verschiedene 
öffentliche Interessen unzureichend, da sich die Gewässerraumfestlegung einseitig auf 
den Gewässer- und Hochwasserschutz stütze. Dabei würden weitere zentrale öffentli-
che Interessen wie die haushälterische Bodennutzung gemäss Art. 1 Abs. 2 des 
Raumplanungsgesetzes (SR 700) sowie das daraus abgeleitete Konzentrationsprinzip 
und die Siedlungsentwicklung nach innen nicht ausreichend beachtet. Die geplante 
Festlegung des Gewässerraums führe dadurch zu einer erheblichen Einschränkung 
des baulichen Nutzungspotenzials und entziehe der Gemeinde sowie den Grundeigen-
tümern bebaubares Land, obwohl entgegenstehende Interessen bestehen würden. 

• Insgesamt ergebe sich eine einseitige und unzureichend begründete Festlegung des 
Gewässerraums, die weder den Anforderungen an die Verhältnismassigkeit noch an 
die Interessenabwägung genüge. 



 

   
 

 
Baudirektion 
4/11 

 

• Gänzlich ungeprüft bleibe zudem die Frage einer Entschädigung infolge einer materiel-
len Enteignung. Eine umfassende Nutzung des Baulandes für die geplante Erweite-
rung des lokalen KMU-Betriebs, das auch neue Arbeitsplätze schaffen könnte, wäre 
nicht mehr möglich. Sollte der Gewässerraum wie projektiert festgesetzt werden, sei 
dem Grundstückeigentümer aufgrund der damit verbundenen Eigentumsbeschränkun-
gen eine volle Entschädigung aus materieller Enteignung zuzusprechen. 

Aus diesen Gründen werden folgende Anträge gestellt: 

1) Es sei der Gewässerraum im Bereich der Parzelle Kat. Nr. 2579 Dürnten vollständig 
aufzuheben. Dementsprechend sei der Gewässerraum auf das Gewässer Jona zu be-
schränken, so dass auf der Parzelle Kat. Nr. 2579 Dürnten kein Gewässerraum mehr 
ausgeschieden wird. 

2) Eventualiter sei der Gewässerraum auf maximal 7 m, gemässen ab der Mitte der Jona, 
zu begrenzen, so dass maximal 3.5 m der Parzelle Kat. Nr. 2579 Dürnten im Gewäs-
serraum liegen. 

3) Es sein ein Augenschein auf Lokal durchzuführen und es sein eine Einwendungsver-
handlung durchzuführen. 

4) Alles unter Kosten und Entschädigungsfolgen und zusätzlich Mehrwertsteuerzusatz 
zulasten der Baudirektion des Kantons Zürich. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird nicht berücksichtigt. 

Begründung 

Zum 1. und 2. Teilantrag (Anpassung [Reduktion] der Gewässerraumbreite): 

Im dicht überbauten Gebiet kann der Gewässerraum den baulichen Gegebenheiten ange-
passt werden, soweit der Hochwasserschutz gewährleistet ist (Art. 41a Abs. 4 Bst. a 
GSchV). Für Fliessgewässer mit einer natürlichen Sohlenbreite von mehr als 15 m fehlen in 
der Gewässerschutzverordnung Angaben zur Bestimmung des minimalen (und erhöhten 
oder ggf. zu reduzierenden) Gewässerraums. Die Kantone bestimmen diese Breiten im 
Einzelfall. Der Kanton Zürich hat dazu bereits kurz nach Inkrafttreten der Revision des Ge-
wässerschutzgesetzes im Jahr 2011 mit der Erarbeitung von Fachgutachten für die gros-
sen Fliessgewässer im Kanton gestartet. Für die kantonale Jona wurde im Jahr 2015 ein 
solches Fachgutachten fertiggestellt. Dieses Fachgutachten wurde nach dem damaligen 
Wissensstand fachlich korrekt erarbeitet und bildet daher die Grundlage für die vorliegende 
Gewässerraumfestlegung. 
 
Die Abschnitte Jona-05 und Jona-06 werden als dicht überbaut beurteilt und der Gewäs-
serraum aufgrund der baulichen Gegebenheiten bereits auf die durch das Fachgutachten 
«Jona» nachweislich erforderliche Breite zur Gewährleistung des Hochwasserschutzes re-
duziert.  
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Trotz dieser Reduktion kommt das bebaute Grundstück Kat. Nr. 2579 fast vollständig inner-
halb des Gewässerraums zu liegen. Für die auf diesem Grundstück bestehenden Gebäude 
(Wohngebäude GVZ Nr. 930, Tobelstrasse 4, und ein Nebengebäude ohne GVZ Nr., To-
belstrasse 4a) gilt die erweiterte Bestandesgarantie nach § 357 PBG (s. Vorwort oben), so-
fern sie rechtmässig erstellt worden und bestimmungsgemäss nutzbar sind. Zudem sind in 
dicht überbautem Gebiet auch zonenkonforme Anlagen innerhalb des Gewässerraums be-
willigungsfähig, sofern keine überwiegenden Interessen entgegenstehen (Ausnahmebewilli-
gung gemäss Art. 41c Abs. 1 Bst. a GSchV). Dabei ist bei einem konkreten Bauvorhaben 
der Gewässerraum räumlich so wenig wie möglich in Anspruch zu nehmen und durch die 
Bauherrschaft nachzuweisen, dass keine weniger starke Beanspruchung des Gewässer-
raums durch die Baute möglich ist. 

Im Rahmen der Gewässerraumfestlegung im vereinfachten Verfahren kann die Interessen-
abwägung für ein künftiges Bauvorhaben auf dem Grundstück Kat. Nr. 2579 oder für ein 
künftiges Wasserbauprojekt an der Jona nicht bereits vorweggenommen werden.  
Zum Zeitpunkt der Planung eines konkreten Wasserbauprojekts wäre im Rahmen einer 
dem Detaillierungsgrad des Wasserbauprojekts entsprechenden, stufengerechten Interes-
senabwägung zu prüfen, wie die Beanspruchung von privaten Grundstücken minimiert wer-
den kann und ob gegebenenfalls, gestützt auf § 27 WsV, eine Anpassung des Gewässer-
raums (sprich: weitergehende Reduktion der Gewässerraumbreite), abgestimmt auf das 
Wasserbauprojekt, möglich ist.  
 
Das Anschneiden von privaten Grundstücken und Gebäuden ist bei der Gewässerraum-
festlegung in Kauf zu nehmen und das “Umfahren” oder “Aussparen” ausdrücklich nicht er-
laubt (vgl. Handlungsanweisung für Gemeinden und Planer, Umgang mit raumplanerischen 
Interessen bei der Festlegung des Gewässerraums im Siedlungsgebiet vom 21. September 
2020 mit redaktioneller Ergänzung vom 22. Dezember 2021 sowie das unter www.gewaes-
serraum.ch abrufbare Rechtsgutachten “Verhältnis des Gewässerraums zu Festlegungen 
der Nutzungsplanung” von RA Dr. Christoph Schaub, datiert vom 30. März 2020). Den bei-
den Anträgen betreffend eine weitergehende Reduktion der Gewässerraumbreite, sodass 
das Grundstück Kat. Nr. 2579 nicht mehr betroffen oder eventualiter maximal 3.5 m ab Par-
zellengrenze betroffen sei, kann daher nicht zugestimmt werden. 
 
Im Rahmen der vorliegenden Gewässerraumfestlegung kann keine Entschädigung zuge-
sprochen werden, sie ist in einem separaten Verfahren geltend zu machen. Es wird auf den 
letzten Aufführungspunkt im obigen Vorwort dieser Stellungnahme verwiesen.  
 
Die Gewässerraumfestlegung an den Abschnitten Jona-05 und Jona-06 wird vor diesem 
Hintergrund als rechtmässig, zweckmässig und verhältnismässig beurteilt. 
 
Zum 3. Teilantrag (Augenschein und Einwendungsverhandlung): 

Ein Augenschein ist nur dann durchzuführen, wenn die Verhältnisse vor Ort entscheidrele-
vant, aufgrund der Akten aber noch unklar sind. Diese Voraussetzung ist vorliegend nicht 
erfüllt. Die entscheidrelevanten Tatsachen finden sich im öffentlich aufgelegten Gewässer-
raumdossier sowie im kantonalen GIS-Browser (abrufbar unter: www.maps.zh.ch). Aus die-
sem Grund besteht keine Notwendigkeit für die Durchführung eines Augenscheins. Eine 
Einwendungsverhandlung ist zudem rechtlich nicht vorgesehen. 

http://www.maps.zh.ch/
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Zum 4. Teilantrag (Entschädigungsförderung): 

Es wird darauf hingewiesen, dass jede Person Einwendung gegen den Gewässerraum er-
heben kann (§ 18 Abs. 4 WsV) und das Einwendungsverfahren kostenlos ist. Im Rahmen 
des Einwendungsverfahrens der Gewässerraumfestlegung können dem Kanton Zürich 
keine Kosten- und Entschädigungsfolgen auferlegt werden. Dies ist rechtlich nicht vorgese-
hen. 

 

Antrag 2: betreffend den Gewässerraumabschnitt Jona-06 bzw. die Grundstücke 
Kat. Nrn. 2501 und 2542 sowie 2613, 2614 und 2617 in Dürnten (gleichlautende Ein-
wendungen vom 21. Mai 2026 und 22. Mai 2026) 

Die Grundstücke Kat. Nrn. 2501 und 2542 sowie 2613, 2614 und 2617 in Dürnten seien 
vom Gewässerraum der Jona betroffen. Dagegen wird wie folgt begründet Einwendung er-
hoben: 

• Die geplante Ausscheidung des Gewässerraums führe zu einer massiven, dauerhaften 
Wertminderung der Grundstücke. Dies stelle einen schwerwiegenden Eingriff in das 
verfassungsmässig geschützte Eigentumsrecht dar. Die wirtschaftliche Nutzbarkeit der 
Parzellen werde dadurch drastisch und unzumutbar eingeschränkt. 

• Durch die Festlegung des Gewässerraums werde die künftige bauliche Nutzung der 
Grundstücke nahezu komplett verunmöglicht. Ein Wiederaufbau, Erweiterungen oder 
werterhaltende bauliche Veränderungen bestehender Strukturen seien dadurch dauer-
haft blockiert. Dies nehme dem Grundeigentümer jegliche Flexibilität für die Zukunft 
und entwerte das Bauland vollständig. 

• Die Eigentumsbeschränkung erweise sich in der vorgeschlagenen Form als unverhält-
nismässig. Die betroffenen Parzellen würden Besonderheiten aufweisen, da die Halle 
direkt auf die Grenze gebaut sei, was eine Reduktion oder Verlegung des Gewässer-
raums rechtfertigen würde. Die öffentlichen Interessen des Gewässerschutzes stünden 
hier in einem krassen Missverhältnis zu den privaten, schutzwürdigen Interessen am 
Erhalt des Grundstückswerts und der baulichen Nutzung.  

Aus diesen Gründen werden folgende Anträge gestellt: 

1) Auf die geplante Festlegung des Gewässerraums in der vorgeschlagenen Form auf 
den Grundstücken Kat.- Nrn. 2613, 2614 und 2617 sei zu verzichten. 

2) Der Gewässerraum sei so anzupassen oder zu reduzieren, dass die bauliche Nutzung 
und der Wert der Grundstücke vollumfänglich erhalten blieben. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird nicht berücksichtigt. 
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Begründung 

Zum 1. Teilantrag (Verzicht auf die Gewässerraumfestlegung): 

Die Bedingungen für einen Verzicht gemäss Art. 41a Abs. 5 GSchV sind vorliegend nicht 
erfüllt: Die Jona fliesst hier nicht durch Wald, ist nicht eingedolt, wurde nicht künstlich ange-
legt und ist kein sehr kleines Gewässer. Entsprechend ist für die Jona im Bereich der 
Grundstücke Kat. Nrn. 2613, 2614 und 2617 ein Gewässerraum nach Art. 41a GSchV fest-
zulegen. Dem Antrag kann daher nicht zugestimmt werden. 

Zum 2. Teilantrag (Anpassung [Reduktion] der Gewässerraumbreite): 

Die Grundstücke Kat. Nrn. 2613, 2614 und 2617 sind vom Gewässerraum des Abschnitts 
Jona-06 betroffen. Für die Begründung, weshalb eine Anpassung (weitergehende Reduk-
tion) der Gewässerraumbreite im Abschnitt Jona-06 nicht möglich ist, wird auf die Begrün-
dung zu den Teilanträgen 1 und 2 der Einwendung vom 19. Mai 2026 verwiesen. Dem An-
trag kann somit nicht zugestimmt werden. 

Hinweis: Das Grundstück Kat. Nr. 2501 ist von der vorliegenden Gewässerraumfestlegung 
nicht betroffen. 

Die Gewässerraumfestlegung am Abschnitt Jona-06 wird als rechtmässig, zweckmässig 
und verhältnismässig beurteilt. 
 

Antrag 3: betreffend den Gewässerraumabschnitt Jona-01 bzw. die Grundstücke 
Kat. Nrn. 3707, 4431, 4916, 5316 und 5317 in Rüti (Einwendung vom 22. Mai 2026) 

Die Grundstücke Kat. Nrn. 3707, 4431, 4916, 5316 und 5317 in Rüti seien vom Gewässer-
raum der Jona betroffen und insbesondere das Grundstück Kat. Nr. 4431 würde künftig 
praktisch unbebaubar und dadurch in seiner Nutzung stark eingeschränkt. 

Die vorgesehene Gewässerraumlinie würde die Möglichkeit für künftige Ersatzneubauten 
erheblich einschränken oder verunmöglichen. Dadurch würde das Grundstück (Wohnzone 
W4) stark an Nutzbarkeit und Wert verlieren. 

Aus diesen Gründen würden folgende Anträge gestellt: 

1) Der Gewässerraum sei im Bereich dieses Grundstücks noch einmal zu prüfen oder 
entsprechend der bestehenden Gewässerabstandslinie anzupassen. 

2) Andernfalls werde um eine Bestätigung gebeten, dass auf dem Grundstück Kat. 
Nr. 4431 künftige Ersatzneubauten auch innerhalb des neuen Gewässerraums im 
Rahmen einer Ausnahmebewilligung möglich blieben und um Offenlegung, welche 
Auflagen und Bedingungen gelten würden. 

Entscheid der Baudirektion 

Der Antrag wird nicht berücksichtigt. 
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Begründung 

Zum 1. Teilantrag (Überprüfung und Anpassung des Gewässerraums): 

Die Grundstücke Kat. Nrn. 3707, 4431, 4916, 5316 und 5317 in Rüti sind vom Gewässer-
raumabschnitt Jona-01 betroffen. Aufgrund der Einwendung wurde der Gewässerraument-
wurf für den Abschnitt Jona-01 überprüft. Die Prüfung ergab, dass eine Anpassung des Ge-
wässerraums vorliegend nicht möglich und nicht nötig ist.  

Der Teilabschnitt der Jona unterhalb der Brücke Neuhusstrasse ist im kantonalen Richtplan 
als ein prioritär zu revitalisierender Gewässerabschnitt zwecks Revitalisierung und Aufwer-
tung für naturbezogene Erholung eingetragen. Gemäss kantonaler Revitalisierungsplanung 
weist der Abschnitt Jona-01 einen grossen Revitalisierungsnutzen auf und ist teils ein prio-
ritär zu revitalisierender Abschnitt (Umsetzungszeitraum 2015 – 2035) mit folgenden ge-
planten Massnahmen: (punktuelle) Aufweitung, Struktur-Aufwertung und Längsvernetzung. 
Aus diesen Gründen hätte gestützt auf Art. 41a Abs. 3 Bst. b GSchV die gesetzlich mini-
male Gewässerraumbreite erhöht werden müssen. Aufgrund der vorgenommenen Interes-
senabwägung (s. Ausführungen in den Kapiteln 5.2 und 7.4 des techn. Berichts Teil II Ge-
meinden Rüti und Dürnten) wird jedoch die minimale Gewässerraumbreite von 52 m, sym-
metrisch angeordnet, festgelegt. Eine Reduktion dieser Breite ist vorliegend nicht möglich, 
weil die Lage im dicht überbauten Gebiet nicht geltend gemacht werden kann (Vorausset-
zung für eine Reduktion nach Art. 41a Abs. 4 Bst. a GSchV) und weil der Raumbedarf für 
eine künftige Revitalisierung nicht vorweg, ohne Basis eines Wasserbauprojekts, reduziert 
werden kann. Im Rahmen eines Wasserbauprojekts kann der Gewässerraum überprüft und 
bei Bedarf im sogenannten Projektfestsetzungsverfahren (§ 21 WsV) angepasst werden. 
Eine Anpassung im Sinne einer Reduktion der Gewässerraumbreite ist deshalb aus Sicht 
des Gewässers (öffentliches Interesse) nicht möglich. 

Eine Anpassung ist vorliegend auch nicht nötig, weil die betroffenen Grundstücke nur punk-
tuell bis kaum tangiert sind (Grundstücke Kat. Nrn. 5316 und 5317) oder deren Betroffen-
heit als verhältnismässig eingestuft wurde (Grundstücke Kat. Nrn. 3707, 4431 und 4916). 
Diese letzten drei Grundstücke sind vom Gewässerraum mehr betroffen als von der beste-
henden kommunalen Gewässerabstandslinie und vom übergangsrechtlichen Uferstreifen 
(s. Vorwort). Für die Grundstücke Kat. Nrn. 3707 und 4916 bleibt dank ihrer Grösse und 
Form und der Ausnutzungsirrelevanz des Gewässerraums (§ 25 WsV, s Vorwort) eine ver-
hältnismässige bauliche Nutzung weiterhin möglich. Auf diesen beiden Grundstücken sind 
bestehende Bauten und Anlagen (Wohngebäude mit GVZ Nr. 1903, Unterstand mit GVZ 
Nr. 1231 und asphaltierte Flächen) betroffen, für welche dank der Lage in der Bauzone die 
erweiterte Bestandesgarantie gilt (s. Vorwort).   

Das Grundstück Kat. Nr. 4431 und sein Gebäude (GVZ Nr. 1906, Baujahr 1962) kommen 
nahezu vollständig im Gewässerraum zu liegen. Es wird darauf hingewiesen, dass das be-
troffene Gebäude, sofern es rechtmässig erstellt und bestimmungsgemäss nutzbar ist, die 
erweiterte Bestandesgarantie geniesst (s. Vorwort) und schon vor der vorliegenden Gewäs-
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serraumfestlegung durch die seit 1986 (RRB 792/1986) bestehende Gewässerabstandsli-
nie und die seit 2011 geltenden Übergangsbestimmungen angeschnitten war/ist. Die bauli-
che Nutzung des Grundstücks Kat. Nr. 4431 ist somit nicht nur durch den festzulegenden 
Gewässerraum, sondern bereits durch weitere Vorschriften (evtl. auch Strassenabstand) 
und seine geringe Grösse und langgezogene Form eingeschränkt. Da das Grundstück 
Kat. Nr. 4431 bereits bebaut ist und weiterhin nutzbar bleibt, wird seine Betroffenheit als 
verhältnismässig beurteilt. Eine Anpassung im Sinne einer Reduktion der Gewässerraum-
breite ist deshalb aufgrund der Betroffenheit (privates Interesse) nicht nötig. 

Es wird der Gewässerraum festgelegt, wie er in den Detailplänen Gewässerraum gemäss 
Anhang A11 des Technischen Berichts Teil II des Auflagedossiers dargestellt wurde. 

Zum 2. Teilantrag (Bestätigung der Ausnahmebewilligungsfähigkeit und Offenlegung der 
geltenden Auflagen): 

Eine Bestätigung, dass auf dem Grundstück Kat. Nr. 4431 künftige Ersatzneubauten inner-
halb des neuen Gewässerraums im Rahmen einer Ausnahmebewilligung möglich bleiben, 
kann nicht erfolgen, weil die Prüfung eines künftigen Bauvorhabens im Gewässerraum im 
Rahmen der vorliegenden Gewässerraumfestlegung nicht vorweggenommen werden kann. 
Dies muss im Rahmen eines Baubewilligungsverfahrens erfolgen. 

Im übergangsrechtlichen Uferstreifen dürfen ebenso wie im Gewässerraum nur standortge-
bundene, im öffentlichen Interesse liegende Bauten und Anlagen erstellt werden, wobei, 
sofern keine überwiegenden Interessen entgegenstehen, gemäss Art. 41c Abs. 1 GSchV 
Ausnahmebewilligungen möglich sind. Wir empfehlen, im Falle eines geplanten Bauvorha-
bens bezüglich geltender Auflagen mit der zuständigen Fachperson Baugesuche (Jana 
Gemperle, Sektion Ufer- und Gewässernutzung, Abteilung Wasserbau, AWEL, Baudirek-
tion) Kontakt aufzunehmen. 

 

3. Stellungnahmen ohne Anträge 

Stellungnahme vom 6. Mai 2026, betreffend die Bahnlinie 

In ihrer Stellungnahme stimmt die SBB der Festlegung des Gewässerraums an der Jona 
unter Berücksichtigung eines Hinweises zu. Die SBB weist darauf hin, dass die Gewässer-
raumfestlegung künftige Ausbau-, Erhaltungs- und Erneuerungsprojekte der Bahn weder 
be- noch verhindern dürfe, ansonsten sei auf die Gewässerraumfestlegung zu verzichten. 

Hinweis der Baudirektion 

Bei der vorliegenden Gewässerraumfestlegung handelt es sich um eine rein planerische 
Festlegung, aus der allein keine wasserbaulichen Massnahmen und somit auch keine bau-
lichen Auswirkungen auf Anlageteile der SBB unmittelbar hervorgehen. Allein durch die 
Festlegung des Gewässerraums werden die aufgelisteten Bedingungen daher grundsätz-
lich erfüllt resp. hat die Festlegung des Gewässerraums keine Auswirkungen darauf. 
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Durch die Festlegung des Gewässerraums werden Ausbau-, Unterhalts- und Erneuerungs-
projekte der SBB nicht verunmöglicht. Standortgebundene und im öffentlichen Interesse lie-
gende Bauten und Anlagen sind im Gewässerraum bewilligungsfähig. Für bestehende Bau-
ten und Anlagen innerhalb des Gewässerraums gilt die Bestandesgarantie.  

Stellungnahme undatiert, Eingang bei der Baudirektion am 21. Mai 2026, betreffend 
das Grundstück Kat. Nr. 2543 in Dürnten bzw. den Gewässerraumabschnitt Jona-06 

Das Grundstück Kat. Nr. 2543 Tann-Dürnten sei vom Gewässerraum betroffen und liege in 
einem Gewerbequartier. Es sei unrealistisch so eine Erweiterung; rundum habe es Ge-
werbe, die ihre halbe Existenz verlieren würden. Insbesondere sei die Firma Brägger be-
troffen. Es habe Gebäude im ganzen Areal, die weg müssten und dies sei undenkbar.  

Wenn der Kanton die «Jonaborte» besser pflegen würde, bestehe hier keine Gefahr von 
Überschwemmungen. Der Ausbau sei unnötig und koste viel Geld. Und wenn eine Enteig-
nung geschehen würde, wäre das Verachtung der Steuerzahler. 

Hinweis der Baudirektion 

Bei der vorliegenden Gewässerraumfestlegung handelt es sich um eine rein planerische 
Festlegung, aus der allein keine wasserbaulichen Massnahmen (kein Gerinneausbau) und 
keine baulichen Massnahmen (kein Gebäudeabriss) hervorgehen. Detaillierte Abklärungen 
zum allfälligen hochwassersicheren Ausbau und zur Revitalisierung der Jona können erst 
im Rahmen eines künftigen konkreten Wasserbauprojekts verlässlich beantwortet werden. 
Solche Überlegungen gehen für die flächendeckende Gewässerraumfestlegung im verein-
fachten Verfahren zu weit. Zu einem späteren Zeitpunkt kann in einem Wasserbauprojekt, 
je nach Zielsetzungen im Projekt, der Gewässerraum nach dem dannzumal geltenden ak-
tuellen Wissensstand neu beurteilt (revidiert) und festgelegt werden. Mit der Festlegung 
des Gewässerraums im vereinfachten Verfahren wird eine vorsorgliche Raumsicherung auf 
Basis des Raumbedarfs für die Sicherstellung des Hochwasserschutzes und einer Revitali-
sierung garantiert. 

Das Grundstück Kat. Nr. 2543 in Dürnten ist vom Gewässerraum des Abschnitts Jona-06 
betroffen. Der Gewässerraum im Abschnitt Jona-06 wurde infolge der Interessenabwä-
gung, unter Berücksichtigung des dicht überbauten Gebiets in der Industriezone von Dürn-
ten und Rüti, auf den erforderlichen Raumbedarf aus Sicht Hochwasserschutz reduziert. 
Der so reduzierte Gewässerraum ist kleiner als die seit 2011 geltenden Übergangsbestim-
mungen zur Änderung vom 4. Mai 2011 der GSchV und führt grundsätzlich zu einer Ent-
schärfung der bisherigen baulichen Einschränkungen.  
 
Die bestehenden Bauten und Anlagen auf den Parzellen in diesem Industriequartier, wel-
che vom Gewässerraum tangiert sind, müssen nicht abgerissen werden, sondern genies-
sen die erweiterte Bestandesgarantie gem. § 357 PBG in Verbindung mit § 20 WsG 
(s. Vorwort oben).   
 
Trotz Reduktion der Gewässerraumbreite kommt das Grundstück Kat. Nr. 2543 in Dürnten 
vollständig innerhalb des Gewässerraums zu liegen. Das Grundstück ist zurzeit unbebaut 
und seine Bebaubarkeit ist u.a. aufgrund der Lage zwischen der Jona und der Tobel-
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strasse, seiner geringen Grösse und schmalen Form sowie ggf. anderen Vorschriften be-
reits eingeschränkt. Bezüglich Enteignung wird auf den letzten Aufführungspunkt im obigen 
Vorwort dieser Stellungnahme verwiesen. 
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